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Das Projekt „Qualität in der Heimerziehung“
(8/2007-5/2010)

Jugendhilfe und Heimerziehung 

Heimerziehung als historisch gewachsene Form der 
ausserfamiliären Betreuung und Erziehung von Kin-
dern und Jugendlichen bestimmt sich heute im Kon-
text eines Kontinuums von ambulanten, teilstationä-
ren und stationären Hilfen zur Erziehung. 
Die fachwissenschaftlichen und politischen Diskus-
sionen seit den großen Debatten zur Heimreform in 
den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts mahnen an, 
dass aus der besonderen Situation fremd unterge-
brachter Kinder und Jugendlicher für diese keine Dis-
kriminierung und kein sozialer und gesellschaftlicher 
Ausschluss erwächst. Dies betrifft das seelische und 
gesundheitliche Wohlergehen, die schulischen Kar-
rieren und Berufschancen, den Erhalt der elterlichen 
Beziehung und der elterlichen Erziehungsfunktion 
und die möglichst lebensweltnahe Unterbringung. 
Aufgabe von Jugendhilfe ist es, die Übergänge und 
Brüche zwischen den Lebensorten und Lebenswel-
ten der Kinder und Jugendlichen für diese selbst und 
für ihr Umfeld vermittel- und bewältigbar zu halten.

In den vergangenen 15 Jahren wurde vor diesem 
Hintergrund die Entwicklung “passgenauer” Hil-
fen (Individualisierungsgrundsatz) und die sinnvolle 
Kombination und Vernetzung von ambulanten und 
stationären Formen der Hilfen diskutiert und ausge-
arbeitet. Wichtige Aspekte in der Fachdebatte und 
–praxis sind eine sozialpädagogische Diagnostik 
als Grundlage von Maßnahmen, eine strukturierte 
und nachvollziehbare Hilfeplanung, die Partizipa-
tion der betroffenen Kinder und Jugendlichen und 
Eltern1, differenzierte Formen der Elternarbeit2, und 
die Entwicklung von Kriterien zur Beurteilung der 
Wirkungen unterschiedlicher Hilfeformen und päd-
agogischer Qualität. Gleichzeitig rücken präventive, 
die Heimunterbringung vermeidende Interventionen 
stärker in den Blick. Insbesondere disziplin- und feld 
übergreifende Kooperationen im Helfersystem wie 
zwischen Jugendhilfe3 und Psychiatrie4 und Jugend-
hilfe und Schule werden zunehmend als bedeutsam 
angesehen.

Den konzeptionellen Kontext dieser Veränderungen 
bilden sowohl wissenschaftliche Erkenntnisse über 
die Wirkung von Arbeitsweisen und Interventionen5, 
offenkundige Missstände in den Heimen selbst wie 

auch veränderte fachliche Haltungen. Dazu gehören 
eine stärkere Ressourcen-  und Lebensweltorientie-
rung und die ethisch wie fachlich begründete For-
derungen nach Beteiligung von Betroffenen in Hilfe-
prozessen. 

Qualitätsstandards in der Heimerziehung

Die beschriebene Situation ermöglicht und erfordert 
auch die Verständigung über verbindliche Standards 
der Arbeit mit fremd untergebrachten Kindern und 
Jugendlichen. Standards reflektieren die Bedürfnis-
se und Rechte von Kindern und Jugendlichen wie 
die von Eltern und stellen diese in Beziehung zu den 
Formen der Erbringung von Hilfen. Standards kön-
nen gleichzeitig eine Basis für die Selbst- und Frem-
devaluation von Leistungserbringern sein. Sie bilden 
einen orientierenden Rahmen für ein Berichtswesen, 
das verlässliche Planungsgrundlagen bieten kann6.

Auf internationaler Ebene sind die Initiativen der 
UNICEF7 und des Europarates8 zu nennen, die Stan-
dards in der Betreuung fremd untergebrachter Kin-
der und Jugendlicher formulieren. Der Europarat hat 
2005 für alle europäischen Länder die verbindliche 
Umsetzung von Standards in der Heimerziehung in 
Form von rechtlichen Rahmensetzungen, Guidelines 
und Aktionsplänen empfohlen.

Professionelle aus dem Heimsektor in Luxemburg 
haben - auf Initiative der ADCA9 - 2006 und 2007 
am europäischen Projekt “Quality4children” mitge-
arbeitet.10 Ende 2007 hat die ADCA, getragen von 
einem breiten Konsens innerhalb der Heimleitungen, 
Standards für den luxemburgischen Heimsektor ver-
öffentlicht.11

Auftrag 
Parallel dazu wurde im Auftrag des luxemburgischen  
Ministeriums für Familie und Integration das Projekt 
„Qualitätsstandards in der Heimerziehung“ mit fol-
genden Zielsetzungen formuliert:
•	 Klärung der Voraussetzungen für die Einführung 

von Prozessen und Strukturen der Qualitätsent-
wicklung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
und 
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on gestaltet werden?
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Projektende war Juni 2010, eine Ergebnispräsenta-
tion findet Ende November 2010 statt.
Diese Veranstaltung ist gleichzeitig der Startpunkt 
für das jährliche, thematische Forum zur Kinder- und 
Jugendhilfe in Luxembourg. 
Ende 2008 wurde das Gesetz “Aide à l’Enfance et à 
la Famille” (AEF) verabschiedet, das mit einer weit-
reichenden Neuorganisation der Kinder- und Ju-
gendhilfe in Luxemburg verbunden sein wird.

Das FORUM AEF ist ein Ort, diese Entwicklungen 
auch im Lichte europäischer und wissenschaflticher 
Entwicklungen zu diskutieren und zu reflektieren.

2010 beschäftigt sich das FORUM AEF vor dem 
Hintergrund des Modellprojektes mit dem Thema 
Partizipation.

Das Forum findet in Kooperation zwischen der Uni-
versität (Social Inclusion/INSIDE), der ADCA (As-
sociation des Directeurs des Centres d’Acceuil Lu-
xembourg), der ANCE (Association Nationale des 
Communautés Éducatives a.s.b.l.) und dem luxem-
burgischen Ministerium für Familie und Integration 
Luxembourg statt.
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Die Partizipation von Kindern und Jugendlichen und 
ihren Eltern an der Gestaltung und Umsetzung von 
Hilfen wird sowohl aus pädagogisch-psychologischer 
Fachperspektive (vgl. Achter Jugendbericht 1990; 
Babic und Legenmayer 2004; Pluto 2007; Wolff 2010) 
als auch im Hinblick auf nationales und internationa-
les Recht (UN-Kinderrechtskonvention 1989; loi AEF 
2008; UN Guidelines „Children in alternative Care“ 
2009) als notwendig angesehen. In Luxemburg wer-
den die Beteiligungsrechte von Kindern und Eltern in 
Artikel 6 und 13 des Gesetzes „Aide à l’Enfance et à 
la Famille“ (loi AEF, 2008)1 ausdrücklich eingefordert: 
« .... l’intervention par l’ONE s’effectue par les initi-
atives suivantes .... organiser des séances de con-
certation familiale pour faire participer les enfants, 
les jeunes adultes, les parents, ....à l’élaboration de 
projets d’intervention socio-éducative et psychoso-
ciale »2 und «  …le gestionnaire des mesures d’aide 
….. est obligé de ….. promouvoir la participation des 
enfants et des parents bénéficiaires de ces mesu-
res d’aide3, Damit ist folgerichtig auch die Befähi-
gung von Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern zur 
Partizipation zu einer wesentlichen erzieherischen 
Aufgabe der Hilfen zur Erziehung geworden. In der 
Praxis der (teil)stationären Erziehungshilfe in Luxem-
burg wird Beteiligung der Kinder, Jugendlichen und 
ihren Eltern als Leitidee weitgehend akzeptiert. Die 
Adressaten an den sie betreffenden Entscheidun-
gen und an der Gestaltung ihres Lebensumfeldes 
grundsätzlich zu beteiligen, wird als pädagogisch 
notwendig eingeschätzt. Beteiligung markiert einen 
pädagogischen Prozess, in dem eigenverantwortli-
che Tätigkeiten der AdressatInnen angeregt werden. 

Einleitung

Kompetenzen wie Selbstbestimmung, Selbstorga-
nisation, Eigen- und Mitverantwortung entwickeln 
sich in Beteiligungsverfahren. Gleichzeitig können 
wir feststellen, dass der positiven Einstellung gegen-
über dem Anspruch nach Partizipation bisher keine 
entsprechende Umsetzung gegenübersteht. In der 
Betreuungspraxis wird der Partizipationsanspruch 
oft mit einem „Ja, aber“ versehen. Beteiligungsver-
fahren sind in der (teil)stationären Erziehungshilfe 
in  Luxemburg nur vereinzelt oder/und ansatzweise 
konkret verwirklicht bzw. angedacht. 

Die Umsetzung der vom luxemburgischen Gesetz-
geber (loi AEF 2008) verankerten Partizipation wirft 
deshalb in der Praxis (kritische) Fragen auf und stellt 
vielfache komplexe Anforderungen an die Einrichtun-
gen, um funktionierende Beteiligungsstrukturen (Set-
tings, Verfahrensweisen) und Partizipationsangebote 
zu entwickeln und umzusetzen. Die Etablierung einer 
Beteiligungskultur liegt im Verantwortungsbereich 
des Trägers und der Leitung. Die organisationellen 
Voraussetzungen der verschiedenen Einrichtungen 
sind jedoch nur bedingt miteinander vergleichbar. 
Angesichts der unterschiedlichen Strukturen (Ein-
richtungsgrösse, Altersspektrum der BewohnerIn-
nen) und der Vielfalt der pädagogischen Konzepte, 
mit denen wir es in diesem Arbeitsbereich zu tun ha-
ben, empfehlen Fachleute, dass jede Einrichtung ihr 
zur institutionellen Kultur und Tradition passendes 
Beteiligungsmodell selbst erarbeitet. Eine Orientie-
rung für diese Entwicklungsaufgabe bilden dabei die 
aktuelle Fachdebatte und Forschungsergebnisse zu 
dieser Thematik.

 

Sag es mir –

und ich werde 
es vergessen

Zeige es mir –

und ich werde 
mich erinnern

Beteilige mich –

und ich werde 
es verstehen

Lao-Tse

1	 Memorial A-N°192 - 22.12.2008: S.2584
2 	 … die Intervention des ONE bezieht sich auf folgende Initiativen … Sit-

zungen organisieren um Kinder, junge Erwachsene, Eltern, …  an der 

Ausarbeitung von sozialpädagogischen und psychosozialen Hilfeplänen 

zu beteiligen (Memorial A-N°192 vom 22.12.2008 : S. 2584) 
3 	 ... der Verwalter der Hilfsmassnahmen ... ist verpflichtet, ... die Beteili-

gung der Kinder und der von diesen Massnahmen begünstigten Eltern 

zu fördern. (Memorial A-N°192 vom 22.12.2008 : S. 2587)
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1.1 Was bedeutet Partizipation und welche Erkenntnisse gibt es dazu? 

1. Partizipation - Verständnis und Begründungskontext

Der Begriff Partizipation hat seinen Ursprung im 
Lateinischen „participare“ und kann im Deutschen 
wörtlich mit ‚Teilnahme’ bzw. ‚Teilhabe’ übersetzt 
werden. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird er sy-
nonym zum Begriff Beteiligung verwendet. Der Be-
griff ist vielschichtig und wird in sehr unterschiedli-
chen Kontexten definiert und verwendet. 

Erst seit Ende der 80er Jahre verbreitet der Begriff 
der Partizipation sich in der Kinder- und Jugendhil-
fe und seither erweitert er sich zunehmend auf das 
Thema der Klienten- bzw. Nutzerbeteiligung. Mitt-
lerweile bezeichnet er arbeitsfeldübergreifend den 
Sachverhalt einer Beteiligung und Mitwirkung der 
Adressaten bei der Wahl und Erbringung sozialarbei-
terischer/ sozialpädagogischer Dienste, Programme 
und Leistungen4.

Im Kontext der Erziehungshilfe bezieht sich Partizi-
pation auf die Beteiligung der Kinder, Jugendlichen 
und Eltern an den Entscheidungsprozessen über die 
Art der Hilfe,  an der inhaltlichen Ausgestaltung der 
Hilfe, sowie an der Gestaltung des Alltagslebens in 
der Betreuungseinrichtung. Es gibt jedoch auch in-
nerhalb der Hilfen zur Erziehung kein einheitliches 
Verständnis von Partizipation. Der Begriff Partizi-
pation wird oftmals mit Begriffen wie „Mitsprache“, 
„Autonomie“, „Mitbestimmung“ gleichgesetzt. Er hat 
sich zu einem Sammelbegriff für unterschiedliche Ar-
ten und Formen der Beteiligung von Adressaten ent-
wickelt und auch die praktische Umsetzung ist breit 
gefächert. Jede Einrichtung muss daher intern für 
sich klären, was sie genau unter Partizipation in den 
unterschiedlichen Bereichen versteht und welche 
pädagogischen Ansprüche sie jeweils mit diesem 
Verständnis verbindet. 

Als Orientierung kann das Modell des Beteiligungs-
prozesses nach Brückner (2001)5 dienen, auf das 
sich die Fachliteratur häufig bezieht. Inhaltlich um-
fasst das Modell die Elemente „Mitdenken“, „Mitre-
den“, „Mitplanen“, „Mitentscheiden“, „Mitgestalten“ 
und „Mitverantworten“. 

Es handelt sich um einzelne Anforderungen inner-
halb eines Beteiligungsprozesses: Denken, Kom-
munikation, Planung, Entscheidung, Gestaltung und 
Übernahme von Verantwortung. 

Ein zentrales Ergebnis der PartHe-Studie6 von Babic 
und Legenmayer (2004)  ist, dass die meisten Ein-
richtungen über ein sehr eingeschränktes Partizipa-
tionsverständnis7 verfügen, das sich am besten mit 
der Formulierung „Partizipation als Wunschkonzert“ 
umschreiben lässt. Dieses Verständnis geht davon 
aus, dass gute Partizipation gegeben ist, wenn mög-
lichst viele Wünsche und Vorstellungen der Kinder 
und Jugendlichen von seiten der Einrichtung erfüllt 
werden. Die tatsächliche Beteiligung geht dann 
oft nicht über die Möglichkeit zur Meinungs- bzw. 
Wunschäusserung hinaus. Junge Menschen wer-
den in den sie betreffenden Angelegenheiten zwar 
angehört („Mitdenken“ und „Mitreden“), doch die 
Entscheidungsprozesse und -befugnisse („Mitent-
scheiden“) sind meistens ausschliesslich den Mitar-
beitenden bzw. den Leitungskräften vorbehalten. Sie 
stellen sich häufig den Kindern und Jugendlichen 
gegenüber als diejenigen dar, die letztlich über die 
Macht verfügen, über ihre Wünsche und Vorstellun-
gen zu entscheiden. Kinder und Jugendliche werden 
meist nicht einmal mehr ausreichend darüber infor-
miert, warum ihre Vorschläge abgewiesen wurden. 
Im Falle einer Entscheidungsbeteiligung werden sie 
nicht bzw. schlecht auf Entscheidungsmomente 
vorbereitet und verhalten sich in der Folge oft teil-
nahmslos und passiv. Nicht selten wird ihnen dann 
aber genau diese Passivität bzw. Verweigerung vor-
gehalten und als Begründung gebraucht, ihnen wei-
terreichende Partizipationsmöglichkeiten zu verwei-
gern. Oder die Entscheidungsbeteiligung reduziert 
sich auf die Auswahl zwischen Alternativen, wie auf 
die Frage nach der Wahl eines Urlaubsortes („Ostsee 
oder Alpen?“) oder der Auswahl des Mittagessens 
(„Pizza oder Fleischklösse?“). Kinder und Jugend-
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liche sind selten in die Vorbereitung („Mitplanen“) 
oder in die Umsetzung von Beschlüssen („Mitgestal-
ten“) miteinbezogen. Erfahrungsprozesse, in denen 
sie lernen Vorstellungen konkret umzusetzen, wer-
den ihnen meistens vorenthalten. Eine realistische 
Vermittlung von den zur Realisierung ihrer Vorstel-
lungen notwendigen Anstrengungen findet so nicht 
statt. Sie erhalten kaum Gelegenheiten ihre mögli-
cherweise wirklich unangemessenen Forderungen 
der Realität anzupassen („mitverantworten“).

Eine so verstandene Partizipation wird nicht selten 
zu einem Sanktionsinstrument, d.h. „Beteiligung“ 
steht Kindern und Jugendlichen nicht grundsätzlich 
zu, sondern nur bestimmten BewohnerInnen, die be-
wiesen haben, dass sie sich (angemessen) beteiligen 
können. Pädagogisch und auch rechtlich gesehen 
geht es jedoch nicht um die Frage, wem wie viel Par-
tizipation zusteht, sondern es geht darum, wie Ju-
gendliche sich grundsätzlich möglichst umfassend 
beteiligen. Sofern die vorhandenen Partizipations-
möglichkeiten den Kindern und Jugendlichen jedoch 
nur die Möglichkeit lassen, (unverbindlich) Wünsche 

und Vorstellungen zu äussern, ohne im Vorfeld oder 
an der Umsetzung in irgendeiner Form mitwirken zu 
können, drängt dies die BewohnerInnen häufig in 
eine mehr oder weniger passive Konsumhaltung. Sie 
(er)warten, dass die Fachkräfte „es richten“. Dabei 
stossen alle Beteiligte schnell an ihre Grenzen, was 
häufig zu erheblicher Unzufriedenheit und Frustra-
tion führen kann. Babic & Legenmayer schlussfol-
gern8, dass sich die meisten Konflikte und Probleme 
aus einem eingeschränkten Partizipationsverständ-
nis der Fachkräfte ergeben. Fachleute empfehlen 
in diesem Zusammenhang, dass Einrichtungen ihr 
Partizipationsverständnis in den verschiedenen Be-
reichen regelmässig kritisch hinterfragen und evalu-
ieren (lassen).

Partizipation ist eine notwendige Voraussetzung für 
die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen9. 
Dies bestätigen Forschungen aus unterschiedlichen 
(Teil)Disziplinen. Durch die neuere Hirnforschung 
wird eindrucksvoll bestätigt: Menschen lernen am 
besten, wenn sie selbst tätig sind. Blosses Zuschau-
en oder Zuhören genügt nicht. Wir müssen schon 
in einen aktiven Dialog mit der Umwelt eintreten, 
wenn wir lernen wollen. Wesentliche Erziehungsziele 
sind dann zu erreichen, wenn die jungen Menschen 
selbst aktiv ihre Lebenswelt und die Bedingungen 
ihres Aufwachsens mitgestalten können und sich 
hierbei als wirksam erleben. Diese Forderung deckt 
sich nicht zuletzt mit Erkenntnissen aus der neueren 
sozialwissenschaftlichen Kindheitsforschung: Sie 
versteht Kinder als eigenständige Subjekte, die sich 
nicht durch einen „Entwicklungsrückstand“, sondern 
durch eine andere Gestalt ihrer Subjektivität und ih-
rer Wirklichkeiten unterscheiden. Entsprechend er-
fordert die Anerkennung der Kinder als Subjekte mit 
eigenen Vorstellungen und Wünschen eine direkte 
Beteiligung der jungen Menschen. Es reicht nicht, 
dass Erwachsene stellvertretend für sie handeln und 
entscheiden. Partizipation muss demnach mehr sein 
als die blosse Anwesenheit von Kindern und Jugend-
lichen bei Entscheidungen und deren Mitteilung. Es 
gilt, so weit es geht, ihnen Freiräume bei Entschei-
dungsfindungen zu eröffnen, etwaige Konsequenzen 
mit ihnen auszuhandeln und ihnen die entsprechen-
de Verantwortung einzuräumen. Sie müssen sich als 
wirksam erleben können.

In den letzten Jahren wurde in der Fachdebatte der 
Hilfen zur Erziehung immer wieder die Frage nach den 
Erfolgen und Wirkungen von Heimerziehung gestellt. 
Dabei ergibt sich, dass das zentrale Erfolgskriterium 
der Betroffenen in der Antwort auf die Frage liegt, 
ob der Heimaufenthalt ihnen dabei geholfen hat, ihre 
persönliche Lebenssituation zu verstehen und in der 
Folge besser mit der eigenen Biographie und deren 
Brüchen umgehen zu können. Das bedeutet, dass 
die jungen Menschen zunächst einmal verstehen 
möchten, warum sie sich eigentlich an diesem Ort, 
zu dieser Zeit befinden. Dieser Verstehensprozess 
geht anscheinend allen weiteren Bildungsprozessen, 
die sich im Rahmen der Heimerziehung ergeben 
können, voraus. Dabei stellen sozial benachteiligte 
Familien die wichtigste Zielgruppe der (teil)stationä-

1.2  Warum ist Partizipation pädagogisch sinnvoll? 

4	 Pluto, L. (2007): Partizipation in den Hilfen zur Erziehung. DJI Verlag: 

München. S. 53ff.
5	 Babic, B. & Legenmayer, K. (2004): Partizipation in der Heimerziehung – 

PartHe. Pröll Druck und Verlag: Augsburg. S.11f.
6 	 Babic, B. & Legenmayer, K. (2004): Partizipation in der Heimerziehung – 

PartHe. Pröll Druck und Verlag: Augsburg : Zwischen Februar und Juni 

2003 wurden im Rahmen der vom Bayrischen Landesjugendamt in Auf-

trag gegebenen « PartHe » - Studie landesweit insgesamt zehn Einrich-

tungen der Heimerziehung hinsichtlich der dortigen Möglichkeiten zur 

Kinder- und Jugendlichenpartizipation untersucht. Dabei ging es nicht 

nur darum,  festzustellen ob und welche Formen der Beteiligung prakti-

ziert werden, sondern auch darum, wie die unmittelbar damit befassten 

Personengruppen diese Partizipationsprozesse bewerten und wovon 

diese Bewertung abhängt. Zu diesem Zweck wurden in allen teilneh-

menden Einrichtungen mit den Heimleitungen, den Mitarbeitenden und 

den Heimbewohnern qualitative Befragungen durchgeführt.
7 	 Idem : S. 11
8	 idem, S.36f.

ren Erziehungshilfe dar. Die Lebensgeschichten der 
Kinder und Jugendlichen sind vor allem durch einen 
Mangel an

•	 Berücksichtigung ihrer Lebensinteressen,
•	 Verlässlichkeit und Kontinuität von Seiten der Er-

wachsenen,
•	 Transparenz des Verhaltens der Erziehungsper-

sonen und
•	 Anerkennung, Förderung und Unterstützung

gekennzeichnet.10 Der Auftrag der (teil)stationären 
Erziehungshilfe ist es Kindern, Jugendlichen und ih-
ren Eltern die Chance anzubieten, lebensgeschichtli-
che Beeinträchtigungen aufzuarbeiten und sich neue 
Handlungs- bzw. Lebensstrategien anzueignen, um 
eigenverantwortlich am gesellschaftlichen Leben 
teilzuhaben.

Lernen selbstwirksam zu sein

Im Rahmen der Diskussion über Beteiligung wird 
immer wieder auf Entwicklungsaufgaben11 hingewie-
sen, die Kinder, Jugendliche und Eltern in besonde-
rer Weise zu bewältigen haben. Dazu brauchen sie 
die Erfahrung, dass ihre tatsächlichen Interessens-
lagen von den Fachkräften berücksichtigt werden. 
Das schliesst eine genaue Kenntnis ihrer Lebenswelt 
mit ein sowie die Fähigkeit konstruktiv mit Konflikten 
und Belastungen umzugehen, die aus der sozialen 
Benachteiligung heraus erwachsen bzw. zu dieser 
geführt haben. Fachkräfte müssen sich auf Biogra-
phien einlassen und junge Menschen und ihre Eltern 
werden aufgefordert sich einzulassen. Im Dialog sind 
die Hintergründe herauszuarbeiten, die zur (teil)sta-
tionären Unterbringung führten. Dazu gehört, dass 
die Erfahrungen mit mangelnder Verlässlichkeit und 
Kontinuität, mangelnder Klarheit (Transparenz) des 
Verhaltens von Erziehungspersonen thematisiert 
werden. Speziell hinsichtlich der jeweiligen Lebens-
situation der jungen Menschen, die erreicht werden 
soll, sind umfassende Informationen einzuholen, um 
zu vermeiden, dass an den tatsächlichen Interessen-
slagen der Kinder und Jugendlichen vorbei agiert 
wird. Andererseits muss Anerkennung, Förderung 
und Unterstützung bei der Übernahme von Eigen-
verantwortung konkret und glaubhaft erfahrbar wer-
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den. In diesem Kontext hat Beteiligung die wichtige 
Funktion, Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern ein 
Bewusstsein davon zu vermitteln, nicht Objekt von 
Erziehungshandlungen der Fachkräfte zu sein, die 
Lebensinteressen, Erziehungsziele, Vorgehenswei-
sen und Interventionen für sie formulieren, planen 
und versuchen methodisch durchzusetzen, sondern 
die betroffenen Menschen müssen unterstützt und 
gefördert werden Kompetenzen zu entwickeln, um 
diese Aufgaben möglichst selbstständig zu über-
nehmen. Beteiligungsprozesse ermöglichen ihnen, 
zu lernen eigene Interessen wahrzunehmen und zu 
artikulieren, Perspektiven zu entwickeln und Wege 
zur Verwirklichung von Wünschen zu entwerfen. Die 
Aufgabe der Fachkräfte besteht darin, Bedingun-
gen herzustellen, die junge Menschen und ihre El-
tern befähigen, eigene Ziele aktiv zu verfolgen und 
dabei für sich selbst und für andere erfolgreich zu 
sein. Mit positiven Erfahrungen, wie z.B. der gelun-
genen Teilnahme bei der Planung, Entscheidung 
und der Durchführung der Neugestaltung des Auf-
enthaltsraumes in der Einrichtung, werden sich Ge-
fühle der Selbstwirksamkeit steigern, die wiederum 
Ausgangspunkt für das Engagement in anderen Be-
reichen sein können. Im Rahmen der Sitzungen des 
Sprecherrates wird z.B. über problematische Verhal-
tensweisen von Jugendlichen der Wohngruppen dis-
kutiert. Kinder und Jugendliche erleben dabei, dass 
Probleme bearbeitbar sind, dass es Lösungen gibt. 
Diese Erlebnisse können Kinder und Jugendliche 
stärken, mehr Verantwortung für sich und andere zu 
übernehmen und zu erfahren, dass man auch eige-
ne Schwierigkeiten selbst überwinden kann. In den 
Fachdebatten wird unbestritten darauf hingewiesen, 
dass Fachkräfte nicht gegen die Vorstellungen der 
Adressaten erfolgreich sein können. Ohne erlebbare 
Beteiligung ist zu erwarten, dass die Adressaten der 
Hilfe in eine passive Konsumentenhaltung gegen-

über dem Hilfeprozess geraten, die Verantwortung 
für das Gelingen an die Fachkräfte abgeben oder 
von ihnen als unbrauchbar erlebte Hilfeformen aktiv 
sabotieren. Beteiligung ist demnach für eine nach-
haltig erfolgreiche Pädagogik unverzichtbar. 

Schutz vor Übergriffen und Fehlerfreundlichkeit

Beteiligung ist auch unter dem Aspekt des Schutzes 
vor Übergriffen zu fordern. Ein Beteiligungssystem 
in den Einrichtungen kann sowohl Übergriffe von 
Gleichaltrigen als auch von Betreuungspersonen 
verhindern oder doch zumindest minimieren helfen. 
Offene Diskussionen in den Einrichtungen und der 
selbstverständliche Dialog über Rechte und darüber, 
wie sie verwirklicht werden, sowie qualifizierte Betei-
ligungsformen erhöhen die Chancen der Entdeckung 
von Übergriffen.

Beteiligung in der (teil)stationären Erziehungshilfe ist 
zugleich auch ein impliziter Bestandteil der Qualität 
der Einrichtungen. Die dahinter stehende Annahme 
ist, dass in offenen Beteiligungsprozessen, Mängel, 
Probleme und Fehler („Lernen aus Fehlern“) der In-
stitutionen eher thematisiert, aufgedeckt und disku-
tiert werden. Einrichtungen, die Angst vor der Refle-
xion ihrer Schwierigkeiten haben (müssen), könnten 
ein Interesse daran haben, konsequente Beteiligung 
zu verhindern. Auf Dauer gesehen werden diese 
Schwächen jedoch nach aussen hin nicht verbor-
gen bleiben können. Vor allem aber zahlen die Kin-
der und Jugendlichen in diesen Einrichtungen den 
hohen Preis, dass sie ihre Lebenskrise nicht über-
winden können, sondern dass es zu einer Eskalation 
ihres Verhaltens kommen kann, was wiederum ein 
Hauptgrund für das Entstehen von Jugendhilfekar-
rieren ist.

9	 Kriener, M. (2007): SOS-Dialog . Jugendliche zwischen Aufbruch und 

Anpassung. München : SOS-Kinderdorf. S.65.
10	 Gintzel, U. (2003): Plädoyer für eine konsequente Beteiligung von Kin-

dern und Jugendlichen in den stationären Erziehungshilfen. In Sozialpä-

dagogisches Institut im SOS Kinderdorf e.V. (Hrsg.),  Beteiligung ernst 

nehmen. Dokumentation zur Fachtagung des SOS-Kinderdorf 1-3 Nov. 

2001-Immenreuth, S.10ff., Außer der Reihe Materialien 3. München: Ei-

genverlag.
11 	Ebenda, S. 11ff.

Beteiligung in den Hilfen zur Erziehung bedeutet 
nicht, dass Fachkräfte ihre Verantwortung auf die 
Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern verlagern, Be-
teiligung heisst auch nicht, die BewohnerInnen ma-
chen zu lassen, was sie wollen. Gerade Menschen 
in belastenden Lebenssituationen verfügen oft nicht 
(direkt) über ausreichende Kompetenzen, ihre Be-
teiligungsrechte wahrzunehmen, oder sie sind auf-
grund erlittener Ohnmachtserfahrungen zunächst 
misstrauisch gegenüber Partizipationsangeboten. 
Eine solche Art der Teilhabe ist besonders schwer für 
sozial benachteiligte Kinder, Jugendliche und Eltern, 
die häufig bereits die Erfahrung gemacht haben, dass 
ihre Wünsche und Bedürfnisse selbst in den grund-
legendsten Zusammenhängen nicht hinreichend be-
rücksichtigt wurden. Sie fühlen sich schnell verletzt 
und benachteiligt und trauen sich häufig wenig zu. 
Sie erleben Partizipation bisweilen als Zumutung. 
Wie viel Verantwortung den Adressaten alters- bzw. 
entwicklungsgemäss übertragen oder zugetraut 
wird, definieren letztlich immer die Fachkräfte.

2. Partizipation konkret

Beteiligung verlangt hier von den Fachkräften, zu-
nächst Beteiligungsfähigkeit (wieder-) herzustellen, 
d.h. pädagogische Prozesse in Gang zu setzen, in 
denen junge Menschen und ihre Eltern sensibel un-
terstützt werden; eigene Bedürfnisse und Stärken 
(wieder) zu entdecken und Wünsche zu artikulieren. 
Partizipation meint die Gestaltung eines permanen-
ten Lernprozesses, in dem es um die Auseinander-
setzung eigener Interessen, die Interessen der an-
deren und einen Ausgleich von Interessen geht. In 
diesem Lernprozess müssen die beteiligten Kinder, 
Jugendliche und ihre Bezugspersonen die Möglich-
keit haben, tatsächlich und konkret Verantwortung 
in unterschiedlichen Bereichen zu übernehmen und 
über ihre individuellen wie kollektiven Angelegenhei-
ten (mit) zu bestimmen. 

Das nachfolgende Schema listet 24 mögliche Be-
teiligungsbereiche auf in der (teil)stationären Erzie-
hungshilfe, die Sierwald und Straus 2007 im Rahmen 
einer repräsentativen Befragung von Jugendlichen 
der stationären Erziehungshilfe untersucht haben 
und deren Bedeutung durch die empirischen Ergeb-
nisse bestätigt wurde.
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Wie Beteiligung gelingen kann, soll anhand einiger 
Aspekte des Hilfeplanungsprozesses und des Be-
treuungsalltags im folgenden Text exemplarisch 
beschrieben werden. 

24 mögliche Beteiligungsbereiche in den (teil)stationären Hilfen zur Erziehung 

12	 Sierwald, W. & Straus, F. (2008): Repräsentative Studie/ Gelingende Be-

teiligung im Heimalltag aus der Sicht von Jugendlichen. Beitrag zur Ta-

gung  „Beteiligung in der Praxis der Erziehungshilfen“  am 4/5.12.2008 

in Berlin : 

http://static.sos-kinderdorf.de/statisch/spi/download/pdf/SPI2009_ 

Studie_Gelingende_Beteiligung.pdf

Das Hilfeplanverfahren (im luxemburgischen Kon-
text: „l’élaboration du Projet d’Intervention“) ist 
ein Bestandteil des gesamten Hilfeprozesses, in 
dem zentrale Entscheidungen (Auswahl, Beginn, 
Weiterführung, Beendigung einer Hilfe) für das Le-
ben der Adressaten getroffen werden. Im Projet 
d’Intervention werden Ergebnisse festgehalten, die 
sich auf fachliche Einschätzungen des Falles be-
ziehen, auf Einschätzungen der Klientel sowie auf 
Zielvereinbarungen, die zwischen den Adressaten 
und den Fachkräften ausgehandelt werden. Der Ge-
setzgeber hat für die Entscheidungssituationen über 
eine Hilfe das Hilfeplanverfahren festgeschrieben, an 
dem sowohl die Kinder und Jugendlichen als auch 
ihre Eltern zu beteiligen sind (AEF 2008, Art. 6). Mit 
dieser gesetzlichen Regelung wird ein Perspek-
tivwechsel in der Heimerziehung eingefordert, der 
den aushandlungsorientiert gestalteten Hilfeplan an 
die Stelle einer Hilfeplanung setzt, die einseitig von 
Fachkräften entwickelt und verordnet wird. Die Hilfe-
planung wird zum zentralen Aushandlungsort für alle 
Beteiligten. Neben den Einschätzungen/Diagnosen 
der verschiedenen Professionen (aus Sozialpädago-
gik, Sozialarbeit, Psychologie, Psychiatrie, Schulpä-
dagogik) besteht die Anforderung, die Erwartungen 
und Veränderungsabsichten der Kinder, Jugendli-
chen und ihren Eltern bei den Entscheidungsfindun-
gen zu berücksichtigen.

Die Suche nach Lösungen, der Entscheidungsfin-
dungsprozess und die Beteiligung der Adressaten 
stellen hohe Anforderungen an die Kommunikations-, 
Konflikt-  und Verhandlungsfähigkeiten der Fachkräf-
te. Es müssen nicht nur Informationen über Abläufe, 
Prozesse und Strukturen zugänglich und verstehbar 
gemacht werden, sondern der Hilfeprozess muss 
auch so gestaltet werden, dass die Adressaten u.a. 
ihre Selbstkonzepte und Bewältigungsstrategien da-
rin wieder finden und sich als aktiver Teil des Hilfe-
prozesses erleben. Andererseits sind sowohl fach-
liche Kriterien, als auch allgemein gesellschaftliche 
Normen sowie rechtliche und institutionelle Vorga-
ben zu berücksichtigen. In Verbindung mit den (oft 
auch spannungsgeladenen widersprüchlichen) Er-
wartungen der Kinder, Jugendlichen und ihren El-
tern entstehen daraus nicht selten Zielkonflikte. Das 
Verfahren der Hilfeplanung sollte dazu beitragen, 
sich als Fachkraft zwischen diesen Spannungen und 

Widersprüchen zu bewegen und Entscheidungen zu 
treffen, die von allen Beteiligten mitgetragen werden 
(können). 

Bisherige Erfahrungsberichte, Einschätzungen und 
Studien zeigen, dass die Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen einerseits und Eltern andererseits 
im Hilfeplanverfahren erst in den Anfängen steckt 
und eher nur formal umgesetzt wird. So sehr die 
Anforderung, Adressaten an den sie betreffenden 
Entscheidungen in der Hilfeplanung zu beteiligen, 
unterstützt und bejaht wird, so schwierig stellt sich 
die Umsetzung dar. In den folgenden Abschnitten 
werden einige sich im empirischen Material abzeich-
nende Aspekte herausgegriffen, die für die Beteili-
gungsprozesse in der Hilfeplanung wichtig sind und 
die die Ansprüche an fachliches Handeln hinsichtlich 
der Beteiligung von Adressaten verdeutlichen. Dabei 
werden auch Schwierigkeiten und Hindernisse the-
matisiert.

2.1.1 Machtverhältnisse 

Vor dem Hintergrund der eigenen Fachlichkeit ent-
scheiden Fachkräfte über Hilfemöglichkeiten bzw. 
-beendigung, Adressaten werden an diesem Pro-
zess aktiv beteiligt. Diese Haltung trägt dazu bei, 
dass Partnerschaftlichkeit („Aushandeln auf Augen-
höhe“) das Prinzip ist. Die Machtunterschiede („Das 
asymmetrische Verhältnis“) bleiben dennoch beste-
hen. Die Fachkräfte, die mehr Macht haben, sind für 
einen Ausgleich verantwortlich, damit Beteiligung 
der Kinder, Jugendlichen und ihren Eltern überhaupt 
möglich wird. 

In der (teil)stationären Erziehungshilfe trifft der Par-
tizipationsanspruch auf ein Arbeitsfeld, in dem es 
sowohl um Hilfe/ Beratung („Hilfeauftrag“) als auch 
um Kontrolle/ Eingriff („Schutzauftrag“) geht. Die 
Fachkräfte haben ein „doppeltes Mandat“: sie sind 
einerseits beauftragt, Kindern, Jugendlichen und ih-
ren Eltern zu helfen und sie in ihrer Entwicklung zu 
unterstützen und andererseits sollen sie Kinder und 
Jugendliche  schützen und sich in ihrem Handeln an 
der Wahrung des Kindeswohls („Intérêt supérieur de 
l’enfant“) orientieren. Im Gefährdungsfall machen 
die Fachkräfte Gebrauch vom Eingriffsrecht (Anru-

2.1 Beteiligung Im Prozess der Hilfeplanung

Gruppen- 
prozesse

•	 Gruppenregeln
•	 Wahl Gruppen- 

sprecher/-in
•	 bei Belohnung und 

Bestrafung
•	 Einzug neuer 

Bewohner/-innen
•	 Wechsel von 

Bewohner/-innen in 
andere Gruppen

•	 Rausschmiss von 
Bewohner/-innen

(6)

Biographie- 
planung im Heim

•	 Hilfeplan
•	 Erziehungsplan
•	 Bericht ans Jugend-

amt

(3)

Einrichtungs- 
prozesse

•	 Qualität der Betreu-
ung

•	 Gestaltung der  Ge-
meinschaftsräume

•	 Wahl Heimrat/Grup-
penrat

•	 Einstellung neuer 
Mitarbeiter/-innen

•	 Aufnahme von 
Jugendlichen

•	 Regeln der Einrich-
tung

(6)

Biographiepla-
nung in Beruf 
und Schule

(2)

Nutzung Medien

•	 Handy
•	 Internet
•	 PC-Spiele

(3)

Freizeit
Sonstiges

•	 Ferienreisen
•	 Taschengeld

(2)

Alltag
Konsum

•	 Fernsehen
•	 Essen

(2)
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fung des Jugendgerichtes) und agieren ohne Auftrag 
der Kinder und Eltern, der eine Grundbedingung 
darstellt für ein auf dem Hilfeverständnis basieren-
dem Arbeitsbündnis. Im Gesetz (loi AEF 2008) wer-
den Fachkräfte explizit aufgefordert, die Adressaten 
zu beteiligen und somit deren Position zu stärken. 
Dadurch wird die Tradition einer kontrollorientierten 
Kinder- und Jugendhilfe zurückgedrängt. Der Hilfe-
auftrag steht im Vordergrund, auch wenn die struk-
turelle Ambivalenz (Hilfe und Kontrolle) weiterhin 
bestehen bleibt. Diese doppelte Aufgabe erzeugt 
zwangsläufig Spannungen und auch die Dienstleis-
tungsorientierung des AEF kann (und sollte) dieses 
Spannungsfeld letztlich nicht auflösen. 

In vielen Fällen zeichnet sich die Fallkonstellation 
durch eine diffuse Gemengelage aus, die sich irgend-
wo zwischen Hilfe und Kontrolle bewegt und von 
Eltern einerseits und Kindern und Jugendlichen an-
dererseits unterschiedlich wahrgenommen wird. Da-
durch, dass es in der (teil)stationären Erziehungshilfe 
faktisch zwei Adressatengruppen (Eltern und Kinder/
Jugendliche) gibt, deren Ziele durchaus diametral 
unterschiedlich sein können, wird die Aufgabe, eine 
angemessene Balance zwischen Hilfe und Kontrol-
le zu finden, umso anspruchsvoller. Das Verhältnis 
dieser zwei Gruppen zueinander ist meist der Anlass 
für die Hilfe, weil die Eltern ihrer Erziehungsverant-
wortung nicht mehr nachkommen (können) oder 
Konflikte zwischen beiden Gruppen bestehen, die 
eine vorübergehende Trennung notwendig werden 
lassen. Die Fachkräfte müssen sich auf diese Kon-
flikte beinhaltende Mehr-Personen-Ebene einlassen, 
beide Gruppen beteiligen und letztendlich aufgrund 
fachlicher Einschätzungen Entscheidungen treffen.13

Um das Doppelmandat von Hilfe und Kontrolle im-
mer wieder auszugleichen, ist die systematische Be-
teiligung der Adressaten unabdingbar. Dazu gehört 
die Herstellung von Transparenz über die Motive des 
fachlichen Handelns. In Dilemmasituationen z.B., in 
denen Jugendliche und Elternteile sich gegensei-

tig durch widersprüchliche (aber in sich stimmigen) 
Vorstellungen blockieren, besteht der erste Schritt 
im Offenlegen der eigenen Ratlosigkeit und der Ent-
wicklung verschiedener Lösungswege. Fehlgeschla-
gene Verhandlungen und gescheiterte Kompromisse 
müssen thematisiert werden. Ebenso sinnvoll kann 
die Vertagung des Hilfeplangesprächs sein: manche 
Themen brauchen zwei, drei Anläufe, um sich wei-
terzuentwickeln. Auch wenn Fachkräfte sich z.B. für 
die Anrufung des Jugendgerichtes entscheiden, ist 
dies unbedingt gegenüber den Kindern, Jugendli-
chen und Eltern transparent zu machen. Kontrollm-
odalitäten (Ziele, Kriterien der Überprüfung, Formen 
der Kontrolle) müssen Fachkräften und Adressaten 
offen und nachvollziehbar erörtert werden. Diese 
schwierige Situation könnte stärker strukturell ent-
lastet werden, indem für bestimmte Situationen 
beispielsweise eine Ombudsstelle geschaffen oder 
Interessenverbände geschaffen werden (wie z.B. in 
anderen Bereichen: Patientenvereinigungen, Behin-
dertenverbände), die unabhängig von den Fachkräf-
ten agieren und die Rechte der Klientel vertreten.14

Nicht nur die Schutz- und Kontrollaufgaben führen 
zu ungleichen Machtverhältnissen. Die Interaktionen 
zwischen Fachkräften und Hilfesuchenden sind in 
der Hilfeplanung durchzogen von einer komplizier-
ten Machtstruktur, die zwar Machtpotentiale auf 
allen Seiten kennt, die jedoch mit ungleichgewichti-
gem Durchsetzungspotenzial versehen sind. Kinder, 
Jugendliche und Eltern haben aufgrund des ko-pro-
duktiven Charakters der Hilfe die Macht, die Hilfe-
planung tendenziell gelingen oder ins Leere laufen zu 
lassen. Die Fachkräfte jedoch haben einen Macht-
überhang: sie sind fachlich kompetent, sind vertraut 
mit den institutionellen Abläufen, Kommunikations-
stilen und Entscheidungsmechanismen und befinden 
sich in der stärkeren Position des „Hilfegebenden“ 
gegenüber der schwächeren Position des „Hilfesu-
chenden“. Die Fachkraft, die mehr Macht hat, ist für 
einen Ausgleich verantwortlich, indem derjenige, der 
eine Hilfe bekommt, auf diese selbst auch Einfluss 
gewinnt und die Rahmenbedingungen mitgestalten 
kann. Fachlichkeit zeichnet sich dann dadurch aus, 
dass Bedingungen und Formen geschaffen werden, 
die die Position und Rechte der Adressaten mög-
lichst stärken und gleichzeitig müssen Fachkräfte 
sich mit eigenen fachlichen Ansichten und Verant-

wortlichkeiten immer wieder in das aushandlungs-
orientierte Gespräch einbringen. 

2.1.2 Formalisierung

Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern bei 
der Hilfeplanung bedarf eines möglichst wenig for-
malisierten Rahmens. Die Schwierigkeiten eine offe-
ne Kommunikation mit den Adressaten herzustellen, 
intensivieren sich mit zunehmender Formalität des 
Verfahrens und des Kommunikationsrahmens.

Pluto (2007) konnte während ihrer Untersuchung 
feststellen, dass in einigen Jugendämtern umfang-
reiche Arbeitsmaterialien, Dienstanweisungen und 
Dokumentationssysteme zur Erstellung, Fortschrei-
bung und Beendigung von Hilfeplänen vorliegen, die 
das Ergebnis speziell eingesetzter Arbeitsgruppen 
und Fortbildungen sind. Die erarbeiteten Dokumen-
tationssysteme in Form von Bögen und Software-
Programmen dienen der Strukturierung und Proto-
kollierung des Verlaufs der Hilfeplanung und garan-
tieren so Transparenz und Nachvollziehbarkeit für 
alle Beteiligten. Erfahrungen zeigen, dass ein Teil 
der Fachkräfte die Hilfeplanung als ein Verfahren be-
trachten, das quasi an sich bereits eine Partizipation 
der Adressaten gewährleistet. Viele Fachkräfte ver-
weisen auf Formulare und Informationsbögen, wenn 
sie nach Verfahrensweisen und Methoden zur Um-
setzung von Partizipation im Rahmen der Hilfepla-
nung befragt werden. Die Gefahr einer Formalisie-
rung droht, bei der die individuelle Auseinanderset-
zung mit den Kindern, Jugendlichen und deren Eltern 
in den Hintergrund gedrängt wird. Ein Ergebnis der 
Studie von Pluto15 ist, dass es momentan eher zu ei-
ner Anpassung der Kinder, Jugendlichen und Eltern 
an das Hilfeplanverfahren kommt und nicht zu einer 
Anpassung des Verfahrens an die jeweiligen Adres-
saten. Pluto schlussfolgert, dass sich in der Praxis zu 
wenig damit auseinandergesetzt wird, wie fundiert, 
weit reichend und methodisch abgestützt die Betei-
ligung im Einzelfall sein soll und kann. Diese Aufgabe 
ist jedoch die Kernaufgabe. Im Hinblick auf die Wir-
kungen formaler Handlungen auf die Beteiligungs-
option ist auch die Art der Formulare zu überprüfen, 
die Kindern, Jugendlichen und Eltern vorgelegt wer-
den. Sie gehorchen oft einer Administrationslogik, 

die einer formalen Beteiligungslogik entspricht, aber 
am eigentlichen Auftrag „Beteiligung als sozialpäda-
gogischer Aufgabe“ vorbei geht bzw. diesen Auftrag 
sogar konterkariert.

Der äusserliche Rahmen für Hilfeplangespräche soll 
so gewählt sein, dass persönliche Gespräche über-
haupt entstehen können. Stanulla16 zeigt, dass der 
Raum den Adressaten insbesondere in kritischen 
Lebenssituationen Wertschätzung, Sicherheit und 
Geborgenheit vermitteln kann. Büroräume markie-
ren die Atmosphäre eines Amtes und sind für betei-
ligungsfördende Interaktionen wenig geeignet. Die 
Aufgabe der Fachkräfte besteht darin, den Adressa-
ten durch die Nutzungsfreundlichkeit von Räumen 
dabei zu helfen, Handlungsunsicherheiten abzubau-
en und Möglichkeiten der Beteiligung anzuregen. An-
gesprochen sind somit Fragen der Raumgestaltung 
und die Bereitschaft, Gespräche möglicherweise 
auch in Räumen ausserhalb des Amtes (evtl. in der 
Einrichtung oder an Orten im Lebensfeld der Adres-
saten) stattfinden zu lassen. Empirische Ergebnisse 
zeigen weiterhin, dass die Auswahl des Ortes des 
Hilfeplangespräches bereits Einfluss darauf hat, wie 
Kinder, Jugendliche und Eltern ihre Einflussmöglich-
keiten einschätzen.

Formelle Hilfeplangespräche wirken sich beteili-
gungshemmend auf Kinder, Jugendliche und Eltern 
aus, wenn letztere bei der sowieso schwierigen In-
teraktionskonstellation (s.o.: Machtverhältnisse aus-
gleichen) einem mehrköpfigen Gremium von Fach-
leuten gegenübersitzen und dabei mit Personen, die 
sie zum Teil nicht einmal kennen, über ihre persönli-
che schwierige Situation mitentscheiden sollen. Der 
formelle Rahmen ist ungewohnt, wirkt abschreckend 
und wird von vielen Adressaten als „Vorladung“ 
erlebt. Untersuchungen17 belegen ausserdem die 
vielfach zutage tretende Unterschiedlichkeit in den 

13	 Pluto, L. (2007): Partizipation in den Hilfen zur Erziehung. DJI Verlag : 

München. S. 45-50
14	 ebenda S. 44ff

15	 Pluto, L. (2007): Partizipation in den Hilfen zur Erziehung. DJI Verlag : 

München. S. 154
16	 Stanulla, I. (2003): Die Bedeutung von Vertrauen in der Heimerziehung 

– eine Skizze. In/ Gabriel, Th. & Winkler, M. (Hrsg): Heimerziehung. 

Kontexte und Perspektiven. S. 102
17	 Merchel, J. (2006): Hilfeplanung bei den Hilfen zur Erziehung. Boorberg 

Verlag : S.81
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Perspektiven von Eltern und jungen Menschen und 
bestätigen die Notwendigkeit, auf eine differenzier-
te Beteiligung der einzelnen Personen zu achten. 
Es wird in der Praxis als sinnvoll erfahren, dass eine 
Vertrauensperson (z.B. Bezugserzieher/in, Freund/
in, entfernter Familienangehöriger) einerseits mit 
dem Kind oder Jugendlichen und andererseits mit 
den Eltern das Hilfeplangespräch vorbereitet (mithil-
fe professioneller Unterstützung) und beim formellen 
Hilfeplangespräch an ihrer Seite ist. Die Vertrauens-
person vertritt explizit ihre Interessen und Positionen, 
gibt Rückhalt, wertet ihre Verhandlungsseite auf und 
entschärft den formellen Rahmen des Hilfeplange-
spräches.

2.1.3 Motivation und Partizipation

Die Beteiligung der Kinder, Jugendlichen und ihren 
Eltern kann nicht als augenblicklich realisierbare An-
forderung vorausgesetzt werden. Sie muss als (län-
gerfristig angelegtes) „sozialpädagogisches Projekt“ 
verstanden werden. Die Anforderungen an die Fach-
kräfte sind hoch, da neben dem eigenen fachlichen 
Meinungsbildungsprozess die Aufgabe besteht, die 
Bedürfnisse und Veränderungsvorschläge der Ad-
ressaten bei den Entscheidungsfindungen mit einzu-
beziehen. Es werden daher hohe Anforderungen an 
die Kommunikations-, Konflikt- und Verhandlungs-
fähigkeit der Fachkräfte gestellt, um eine aushand-
lungsorientiertes Klima in den Hilfeplangesprächen 
zu schaffen.  

Eine wesentliche Voraussetzung für gelingende Be-
teiligung steht infrage, wenn der Sinn und Zweck 
des Hilfeplanverfahrens von Kindern, Jugendli-
chen und ihren Eltern nicht annähernd verstanden 
wird. Dies geht aus den Daten der Studie von Pluto 
(2007)18 hervor, in der Kinder, Jugendliche und Eltern 
nach ihrem Beteiligungsverständnis befragt werden. 
In den Interviews gibt es eine Reihe von Hinweisen, 
dass den Adressaten nicht immer klar ist, was die 
Hilfeplanung im Detail bedeutet, welche rechtlichen 

Folgen mit ihr verbunden sind und wie die Einfluss-
möglichkeiten aussehen. Ein weiterer Aspekt neben 
der Vermittlung von Informationen ist die Frage, wie 
Informationen von den Kindern, Jugendlichen und 
Eltern aufgenommen und verarbeitet werden. Dar-
aus ergibt sich für die Fachkräfte die Anforderung, 
immer wieder zu prüfen, welche Informationen tat-
sächlich bei den Adressaten angelangt sind, und 
wenn notwendig, die Informationen zu wiederholen 
oder besser geeignete Formen der Kommunikation 
zu finden. Gleichzeitig ist darauf zu achten, dass 
nicht für die Adressaten unverständliche Fachbe-
griffe verwendet werden bzw. dass sich auf Verwal-
tungsvorgänge bezogen wird, die ihnen unbekannt 
sind. Wenn die Fachkräfte darüber hinaus über pro-
fessionelles Wissen verfügen, wie Informationen bei 
Kindern, Jugendlichen und Eltern in kritischen Le-
benssituationen verarbeitet werden, dann ist es für 
sie möglicherweise leichter, diese Aufgabe als einen 
Teil ihrer professionellen Arbeit immer wieder neu zu 
erbringen.

Im Rahmen der Hilfeplanungsgespräche befinden 
Kinder, Jugendliche und Eltern sich in einer Po-
sition, in der über eine „defizitäre“ Situation in ih-
rer Lebenswelt verhandelt wird. Auch dies bedingt 
Status-Unterschiede; meist sind die Betroffenen  
auch nicht ausreichend mit den Kommunikations-
formen, Ritualen und Entscheidungsmechanismen 
der Einrichtungen vertraut (s.o. Machtverhältnisse 
ausgleichen). Zu erwarten ist auch ein Unterschied 
in der Wahrnehmung zwischen den Adressaten, die 
gezwungenermassen mit dem Office National de 
l’Enfance (ONE) zu tun haben (sozusagen als „letzte 
Chance“), und jenen, die sich freiwillig an das Amt 
wenden. Erstere wissen oft nicht, was auf sie zu-
kommt, sie können die Prozesse und entsprechende 
Konsequenzen nicht angemessen abschätzen. Viele 
Adressaten haben prägende biografische Erfahrun-
gen des Verlierens und der Unterlegenheit bei Anfor-
derungen gemacht, die an sie gestellt worden sind. 
Im Kontext Jugendhilfe werden sie aufgefordert, ei-
gene Vorstellungen offen zu legen, was sie angreif-
bar macht und eventuellen Enttäuschungen aus-
setzt. Sie müssen sich als aktiv Mitwirkende in zum 
Teil mühsame Verhandlungen einlassen und die Idee 
einer vollständigen Durchsetzung der eigenen Ideen 
zurückstellen. Sie werden mit ihren eigenen Schwä-

chen und Ambivalenzen offen konfrontiert, werden 
um Zusagen gebeten, übernehmen Verpflichtungen 
und gehen Abmachungen ein. Partizipation ist an-
spruchsvoll und risikobeladen. Die aktive Beteiligung 
am Lebensalltag in der Einrichtung ebenso wie die 
offene Auseinandersetzung mit den eigenen Wün-
schen, Interessen und Zielen stellen zunächst mal 
für viele Kinder und Jugendliche und häufig auch für 
die Eltern eine Zumutung dar. 

In der Praxis erleben Fachkräfte Kinder, Jugendliche 
und Eltern häufig als nicht ausreichend „beteiligungs-
tauglich“.19 Sie folgen nicht verlässlich den Einladun-
gen zu den Hilfeplangesprächen. Sie sagen nicht ge-
nau, was sie wollen, drücken sich unklar aus, „sind 
intellektuell eingeschränkt“, „lügen“, „schwindeln“ 
und halten sich nicht an getroffene Vereinbarungen. 
In der Regel verfügen sie über wenig Erfahrung mit 
Verhandeln und Einbezogenwerden. Für die Fach-
kräfte ist mit der Unterschrift die hohe Verbindlichkeit 
des Hilfeplans formal „besiegelt“ und sie erwarten, 
dass sich die Adressaten an die getroffenen Abma-
chungen halten. Erfahrungen zeigen jedoch, dass für 
einen Teil der Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern 
das Hilfeplanverfahren eine einfache administrative 
Handlung ohne verbindliche Bedeutung ist. Wissen-
schaftliche Arbeiten zeigen, dass gerade die Klientel 
der stationären Erziehungshilfe überdurchschnittlich 
oft mit Beziehungsabbrüchen und unzuverlässigen 
Erwachsenen zu tun hatten (vgl. Gintzel 2003).20 Kin-
der, Jugendliche und auch Eltern sind oft sensibel, 
(sehr) misstrauisch, und häufig sind ihre Haltungen 
von mangelndem Vertrauen in die Zuverlässigkeit 
von (anderen) Erwachsenen gekennzeichnet. 

Formale Beteiligung ohne ein ernsthaftes Eingehen 
auf die Lebenssituation der Adressaten ist unsinnig. 
Im Rahmen der Hilfeplanung geht es nicht darum, 
mithilfe von Gesprächsstrategien und -methoden 
möglichst viele Informationen „abzufragen“ und 
zu dokumentieren. Zentrale Voraussetzung ist die 
Schaffung einer vertrauensvollen Atmosphäre in der 
Hilfeplanung, die Sicherheit vermittelt21. Die innere 
Grundhaltung und die Beziehung der Fachkräfte ge-
genüber den Kindern, Jugendlichen und Eltern bilden 
die zentralen Voraussetzungen, um Beteiligungsbe-
reitschaft zu fördern. Die fachliche Haltung und die 
darauf aufbauende vertrauensvolle Beziehung müs-

sen ein spürbares Interesse an den Lebenswelten 
der Adressaten ausdrücken. Beteiligungsförderndes 
Verhalten drückt sich in folgenden Prinzipien aus: es 
geht zuerst darum, die Äusserungsformen der Ad-
ressaten ernst zu nehmen, zu tolerieren und bereit zu 
sein, sich selbst mit andersartigen Lebensvorstellun-
gen und Normen auseinanderzusetzen. Wichtig ist, 
dass den Kindern, Jugendlichen und Eltern Raum 
und Zeit gegeben wird, sich einzubringen, indem 
Fachkräfte sich zuerst mal mit ihren eigenen fach-
lichen Einschätzungen zurückhalten und die Adres-
saten dabei unterstützen, ihre Vorstellungen zu ent-
wickeln und zu artikulieren. Dieser Prozess braucht 
(viel) Zeit. Ferner gehört dazu, dass man Sicherheit 
vermittelt durch Transparenz in den Verfahrensregeln 
des Hilfeplanungsprozesses und dass man schlus-
sendlich offen Rechenschaft ablegt über Entschei-
dungen und fachliche Motive. Dabei müssen Fach-
kräfte sich um eine für die Adressaten verständliche 
Sprache bemühen. Solche Kommunikationsformen 
und Verfahrensweisen haben grössere Chancen ent-
wickelt zu werden, wenn die Fachkräfte, den Sub-
jektstatus der Adressaten anerkennen.

In diesem Zusammenhang ist darauf zu achten, Be-
dingungen in der Hilfeplanung herzustellen, die es 
Kindern und Jugendlichen ermöglichen, sich ak-
tiv einzubringen. Untersuchungen (vgl. Pluto 2007; 
Lenz 2001) zeigen, dass die Position der Minderjäh-
rigen gegenüber der Position der Erwachsenen nicht 
in entsprechendem Ausmass berücksichtigt wird. 
Kinder und Jugendliche haben den Eindruck, dass 
den Eltern eher geglaubt wird und dass deren Vor-
schläge eher in Entscheidungsfindungen einbezo-
gen werden. Sie erfahren deutlich, dass sie mitunter 
übergangen werden und dass ihre Einflussmöglich-

18	 Pluto, L. (2007): Partizipation in den Hilfen zur Erziehung. DJI Verlag : 

München. S. 147-150

19	 Merchel, J. (2006): Hilfeplanung bei den Hilfen zur Erziehung. Boorberg 

Verlag. 2. Auflage. S.76
20	 Gintzel, U. (2003): Plädoyer für eine konsequente Beteiligung von Kin-

dern und Jugendlichen in den stationären Erziehungshilfen. In Sozialpä-

dagogisches Institut im SOS Kinderdorf e.V. (Hrsg.),  Beteiligung ernst 

nehmen – Dokumentation zur Fachtagung des SOS-Kinderdorf 1-3 

Nov. 2001-Immenreuth (S.8), Außer der Reihe Materialien 3. München: 

Eigenverlag.
21	 Merchel, J. (2006): Hilfeplanung bei den Hilfen zur Erziehung. Boorberg 

Verlag. 2. Auflage. S.81f.
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keiten begrenzt sind. Sie bleiben weitgehend pas-
siv. Die Sitzungen sind oft erwachsenenorientiert 
(rational-verbal) konzipiert. Die dominante Rolle der 
Eltern kann zum Problem für die Partizipationschan-
cen von Kindern und Jugendlichen werden. Minder-
jährige sind auf der Seite der Adressaten neben den 
Eltern eine eigene „Partei“, deren Bedürfnisse ernst 
genommen werden müssen. Fachkräfte sind aufge-
fordert unbedingt darauf zu achten, altersgerechte 
Kommunikationsformen und methodisches Hand-
werkzeug einzusetzen, damit Kinder und Jugendli-
che im Hilfeplanungsprozess beachtet und beteiligt 
werden und damit auch ihre (ausgehandelten) Per-
spektiven im Hilfeplan wieder zu finden sind. Nach 
dem aktuellen luxemburgischen Gesetz (AEF 2008; 
Art. 4) sind neben den Eltern auch Kinder (abhängig 
vom Entwicklungsstand) und Jugendliche verpflich-
tet, den Hilfeplan zu unterschreiben.

Voraussetzung für eine annährend gelingende Betei-
ligung der Kinder, Jugendlichen und Eltern bei der 
Hilfeplanung ist, dass Fachkräfte des ONE und auch 
Mitarbeitende der Einrichtungen Beteiligung nicht 
primär als ein formelles Verfahren verstehen, das 
„abgehakt“ wird. Die Fachkräfte müssen bereit sein, 
„sich in den Fall einzulassen“. Welche Handlungs-
weise die Beteiligungsanforderung bei der Hilfepla-
nung tatsächlich realisieren hilft, muss bei jedem 
Kind/Jugendlichen und bei jedem Elternteil neu er-
kundet werden. 

Der Gesetzgeber (loi AEF 2008, Art.13) fordert Be-
teiligung der Adressaten im Betreuungsalltag und 
listet die Förderung von Partizipation als eines der 
Qualitätsmerkmale von sozialen Einrichtungen auf. 
Die (teil)stationären Hilfen zur Erziehung haben the-
oretisch besonders gute Voraussetzungen, Beteili-
gungsmöglichkeiten zu schaffen, da sie für Kinder 
und Jugendliche einen zweiten zentralen Lebensort 
neben der Familie bilden und dieser als Erfahrungs- 
und Lernort genutzt werden kann. Der Partizipati-
onsanspruch wird realisiert, indem Alltagssituatio-
nen so gestaltet werden, dass Kinder und Jugend-
liche Einfluss auf diese nehmen können. Damit ist 
für Fachkräfte die schwierige Aufgabe verbunden, 
einen Lebensort zu schaffen, der sich durch Stabili-
tät, Sicherheit und Relevanz auszeichnet und gleich-
zeitig Offenheit, Entwicklungs- und Aushandlungs-
möglichkeiten zulässt. (Teil)stationäre Einrichtungen 
sind komplexe und dynamische Gefüge, denn die 
Zusammensetzung der Gruppe ändert sich bestän-
dig. Kinder und Jugendliche gehen aus der Gruppe, 
andere kommen nach, Betreuerkräfte wechseln. Die 
Veränderung ist konstitutiver Bestandteil. Die zent-
rale Herausforderung für Fachkräfte besteht darin 
gelingende Beteiligungsprozesse für Kinder und 
Jugendliche unter diesen Rahmenbedingungen zu 
gestalten. Alltagssituationen, wie Tagesablauf, die 
Gestaltung der Zimmer, Schulfragen, Besuche von 
Freunden und Familienangehörigen, Ausgehzeiten, 
Freizeitgestaltung, Zusammenleben in der Gruppe 
bieten hierzu vielfältige Gelegenheiten.
 

2.2.1 Partizipationsformen 

Blandow, Gintzel und Hansbauer22  unterscheiden 
für die Beteiligung in Einrichtungen der Hilfen zur 
Erziehung drei Formen: situative, institutionalisierte 
(formelle) und informelle Partizipationsformen. 

Situative Beteiligungsformen wie Anhörungen, Ge-
spräche, Fragenbogenerhebungen, Projekte, Zu-
kunftswerkstätte beziehen sich auf bestimmte Situa-
tionen wie die Vorbereitung auf ein Hilfeplangespräch, 
Aufnahme einer neuen Mitbewohnerin, Planung ei-
ner Ferienwoche, Organisation einer Veranstaltung, 
Umzug in eine andere Wohngruppe, Zufriedenheit 
mit einer Leistungserbringung/ Aktivität. Institutio-

nalisierte Formen der Beteiligung sind formale Ins-
tanzen, wie Heimräte/ Sprecherräte), Gruppenver-
sammlungen/ Gruppenabende, Vollversammlungen, 
Beschwerdemanagement, Kummerkasten usw. Sie 
sind im Gegensatz zu den situativen Beteiligungs-
möglichkeiten nicht zeitlich begrenzt, sondern auf 
Dauer gestellt und institutionell verankert. Informelle 
Formen der Beteiligung beziehen sich auf spontane 
und individualisierte Formen wie Einzelgespräche, 
Planung und Organisation nach Bedarf. Im diesem 
Kontext bestehen keine verbindlichen Leitlinien. Die 
Unterscheidung geht darauf ein, dass Beteiligung in 
manchen Situationen einen expliziten Rahmen hat 
und in anderen selbstverständlicher Teil des alltäg-
lichen Geschehens ist. 

Ergebnisse von Studien23 (vgl. Pluto 2007, Babic und 
Legenmayer 2004) machen darauf aufmerksam, dass 
institutionalisierte Beteiligungsformen nur in wenigen 
stationären Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung in 
Deutschland verbreitet sind. Die Daten zeigen, dass 
diese Formen etwas häufiger in grösseren Einrich-
tungen vorhanden sind. In nahezu allen Einrichtun-
gen werden z.B. Kritik und Beschwerdemöglich-
keiten über individualisierte, informelle Formen der 
Beteiligung sehr hoch eingestuft. Das heisst, von 
den meisten Einrichtungen werden Gespräche mit 
dem/der (Bezugs-) BetreuerIn und Einzelgespräche 
mit der Leitung hinsichtlich der Lösung von Konflik-
ten und Unzufriedenheiten favorisiert. Mitarbeitende 
sehen vielfach informelle Formen der Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in einem unvereinbaren 
Gegensatz zu institutionellen Verfahren wie gewähl-
ten Vertretungen oder Beschwerdemanagement. Die 
formelle Beteiligungsanforderung widerspricht aus 
ihrer Sicht den fachlichen Ansprüchen (z.B. familien-
nah, beziehungsnah, subjektbezogen, flexibel), die 
sie im Betreuungsalltag vertreten. Sie schätzen for-
melle Verfahren als „künstlich“ und unangemessen 
ein, um auf die individuelle Lage der Adressaten zu 
reagieren. Das Argument ist zusammenfassend: Ent-
scheidungen müssen vor Ort getroffen werden und 
nicht durch „künstlich“ gebildete Organe. 

Die empirischen Ergebnisse zeigen jedoch, dass es 
Themen und Anliegen gibt, die Kinder, Jugendliche 
und Eltern nicht in direkten Kontakt mit Fachkräften 
äussern (wollen). Es fehlen ihnen dann Orte (ausser 

der Leitungsebene), wo man Dinge klären kann, die 
man mit den ErzieherInnen in der Gruppe nicht an-
gehen kann. Was ist, wenn sich z.B. die Kritik des 
Jugendlichen gegen die Bezugsbetreuerin richtet? 
Gerade in solchen Momenten kommt es für Kinder 
und Jugendliche darauf an, Mitbestimmungsmög-
lichkeiten zu haben und Rechte in Anspruch nehmen 
zu können, die unabhängig von der Beziehung zur 
Betreuungsperson gewährleistet sind. Die Daten zei-
gen ebenfalls, dass die Hemmschwelle für Eltern (be-
sonders) gross ist, um im direkten Kontakt mit Fach-
kräften Unzufriedenheit zu äussern. Sie wenden sich 
ggf. an Anwälte, was oft zu Konflikteskalationen zwi-
schen Einrichtungen und Herkunftsmilieu führt und 
die Partizipationsbereitschaft der Eltern gegenüber 
den Fachkräften (sehr) stark beeinträchtigt und die 
Beziehungen belastet. Eine weitere wichtige Funkti-
on zentraler Mitbestimmungsgremien in der Einrich-
tung ist der gegenseitige Erfahrungsaustausch. Die 
Kinder und Jugendlichen finden sich mit anderen 
Akteuren zusammen und thematisieren übergeord-
nete Themen, da auch diese Auswirkungen auf ihren 
Betreuungsalltag haben. Investitionsüberlegungen, 
Einrichtung eines neuen Angebotes, die Verlegung 
von Wohngruppen werden sich auch auf die Be-
wohnerInnen auswirken. Ausserdem, wenn die Be-
treuung verstreut in kleinen Einheiten organisiert ist, 
steigt das Bedürfnis der Kinder und Jugendlichen, 
die Erfahrung zu machen, dass man mit den eigenen 
Erlebnissen, Erwartungen und Schwierigkeiten nicht 
allein ist. Übergeordnete Räume werden geschaf-
fen, wie z.B. der Sprecher-/ Heimrat, in dem The-
men offen bearbeitet werden: Beteiligte werden sich 
ausdrücken, Positionen einnehmen und verhandeln. 
Damit sind nicht auf einmal alle Probleme gelöst. 
Im Gegenteil. Offenheit und Vielfalt führen immer zu 
einer Fülle von Auseinandersetzungen. Was sich je-
doch ändert ist der Umgang mit Problemen. Solche 
Erlebnisse können Kinder und Jugendliche nachhal-
tig stärken, mehr Verantwortung für sich selbst und 
andere zu übernehmen. Sie erleben dabei, dass Pro-
bleme bearbeitbar sind, dass es Lösungen gibt. Eine 

2.2 Beteiligung Im Betreuungsalltag

22	 Blandow, J./ Gintzel, U./ Hansbauer, P. (1999): Partizipation als Qualitäts-

merkmal in der Heimerziehung. Votum: Münster. S. 93
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Erfahrung, die sie oft vorher noch nicht hatten. Eine 
institutionell abgesicherte Beteiligung bietet zudem 
immer die Möglichkeit, auf Konflikte in der Einrich-
tung, bzw. beim Träger aufmerksam zu machen und 
die Chance für deren Bearbeitung zu verbessern. Der 
aktive Umgang mit Konflikten, sowie eine schnellere 
Rückmeldung über Prozesse werden gefördert.

Aus fachlicher Sicht ist eine qualifizierte Beteili-
gungskultur nicht allein mit situativen und informellen 
Beteiligungsformen herzustellen, sondern erfordert 
notwendigerweise institutionelle Formen, um Betei-
ligung auf allen Ebenen zu garantieren. Die Chancen 
für ein demokratisches, verantwortungsbewusstes 
Miteinander wachsen dadurch. 

2.2.2 Berufliches Selbstverständnis 

Beteiligung als sozialpädagogische Handlungsma-
xime führt zu einem veränderten Berufsverständnis. 
Viele Fachkräfte orientieren sich nach wie vor in ih-
rem beruflichem Selbstverständnis am klassischen 
Expertenmodell: sie gelten als „Sachkundige“ und 
verfügen über weitgehende Entscheidungs- und Ge-
staltungsfreiheiten. Sie haben ein dementsprechend 
hohes Verantwortungsbewusstsein. Auf der Basis 
ihrer Fachkompetenzen interpretieren sie Fälle, ent-
wickeln Angebote, Zielsetzungen und entscheiden 
über pädagogische Vorgehensweisen bzw. Handlun-
gen. Sie planen und steuern Entwicklungs- und Lern-
prozesse und erwarten, dass Kinder, Jugendliche 
und Eltern sich in die von ihnen vorgesehene Rich-
tung entwickeln. Sie setzen demnach auf ein eher 
technokratisches Verständnis sozialpädagogischen 
Handelns. Ihre Perspektive ist – auch bedingt durch 
die Handlungslogiken der Einrichtungen sowie den 
Schwerpunkten in ihrer (Grund)Ausbildung – stark auf 
den Nachweis der unmittelbaren Wirksamkeit ihrer 
pädagogischen Handlungen fokussiert. Zahlreiche 
Hinweise aus empirischen Untersuchungen zeigen, 
dass die Forderung nach Beteiligung von Adressa-

ten dazu führt, dass Fachkräfte ihre Fachlichkeit und 
damit auch das sich selbst zugeschriebene Recht 
betonen, Entscheidungen für andere treffen zu müs-
sen. Durch den Beteiligungsanspruch stellt sich die 
Frage nach der beruflichen Identität neu.

Partizipation ist anspruchsvoll. Sie ist mit besonde-
ren Anforderungen, Ambivalenzen und Unsicherhei-
ten für die Fachkräfte verbunden. Sie liegt quer zu 
den herkömmlichen Standards und Verfahren. Plu-
to24 (2008, S. 197) zeigt, dass sich die Fachkräfte als 
ExpertInnen für die Unterstützung der Adressaten 
bei der Verwirklichung des Beteiligungsanspruches 
zum Teil selbst im Weg stehen. Die Schwierigkeiten 
sind zum Teil auf die beruflichen Identitätsentwürfe 
des klassischen Expertenmodells zurückzuführen. 
Die Anforderung die Beteiligung der Kinder, Jugend-
lichen und ihren Eltern an der konkreten Ausgestal-
tung der Hilfe im Alltag zu fördern, wird bisweilen als 
Zumutung erlebt. Aus der Perspektive vieler Fach-
kräfte wird Beteiligung die ohnehin schon vorhande-
ne Unübersichtlichkeit, Komplexität und Unvorher-
sehbarkeit noch steigern. Der Beteiligungsanspruch 
führt zu Befürchtungen der Entgrenzung, Unkontrol-
lierbarkeit und des Machtverlustes. Diesen Ängsten 
liegt die Vorstellung zugrunde, dass Fachkräfte in 
einer beteiligungsorientierten Pädagogik nur noch 
eingeschränkte pädagogische Handlungsmöglich-
keiten haben, Verantwortungen abgeben und dass 
Kinder, Jugendliche und Eltern machen können, 
was sie wollen und die Fachkräfte haben sich da-
ran zu orientieren. Beteiligung wird als Abwertung 
von Fachkompetenzen erlebt und wird eher als eine 
Umkehr der quasi natürlichen Machtverhältnisse in-
terpretiert. Wäre diese Umkehrung richtig, bräuchte 
man Kinder, Jugendliche und Eltern auch nicht zu 
unterstützen, weil sie dann bereits ihr Leben ohne 
spezielle Förderung gestalten könnten. In diesem 
Kontext besteht Fachlichkeit nicht darin, zu wissen 
und zu entscheiden, was für Adressaten gut ist, 
sondern Bedingungen bzw. Anregungsmöglichkei-
ten zu schaffen, die junge Menschen und ihre Eltern 
befähigen selbst Ziele zu entwickeln, zu gestalten 
und umzusetzen. Pädagogische Kompetenz zeich-
net sich dadurch aus, dass es gelingt, solche po-
sitive Entwicklungsprozesse in Gang zu setzen und 
in Gang zu halten. Es kommt aus fachlicher Sicht 
nicht darauf an, Macht zu behalten oder abzugeben, 

sondern eigene klare Positionen zu haben und die-
se in Aushandlungen auch vertreten zu können. Wie 
bereits oben im Hinblick auf die Hilfeplanung dar-
gestellt (s.o. „Motivation und Partizipation““), lässt 
Beteiligung sich auch im Betreuungsalltag nicht 
von heute auf morgen als umfassende Kompetenz 
realisieren. Beteiligung muss nach und nach erlernt 
werden. Kinder, Jugendliche und Eltern müssen in 
diesem Prozess motiviert und (sehr) unterstützt wer-
den. Die pädagogische Herausforderung besteht 
darin angemessene Formen für die Beteiligung aller 
zu schaffen. Die Bewältigung der in Partizipations-
prozessen auftauchenden Schwierigkeiten ist in der 
beteiligungsorientierten Pädagogik als unvermeidli-
cher und integraler Teil des professionellen Auftra-
ges zu betrachten. Es geht demnach nicht um weni-
ger Fachkompetenz, sondern um einen Perspektiv-
wechsel im beruflichen Selbstverständnis und in der 
Summe um eine Veränderung der Einrichtungskultur 
(s.u. Beteiligung auf allen Ebenen ermöglichen).

Fachlichkeit25 wird durch einen beteiligungs- und 
aushandlungsorientierten Stil in den Einrichtungen 
nicht gefährdet, sondern gefördert. Kinder, Jugend-
liche und Eltern erhalten die Möglichkeit, sich selbst 
auszuprobieren, Erfahrungen in Aushandlungen und 
Selbstwirksamkeitserfahrungen zu sammeln, d.h. 
selbst Einfluss auf die eigenen Lebensbedingungen 
zu haben. Die besondere Herausforderung für die 
Fachkräfte besteht darin immer wieder Handlungs-
räume zu eröffnen, die die Adressaten selbst gestalten 
und ausfüllen können, ohne dass die Ergebnisse be-
reits vorgegeben sind. Es wird ihnen Raum gegeben 
eigene Fähigkeiten und Fertigkeiten zu entwickeln, 
die notwendig sind, um ihr Leben (wieder) selbst in 
die Hand zu nehmen. Eine wichtige Bedingung des 
beteiligungsorientierten Ansatzes ist es eine ergeb-
nisoffene und auch fehlerfreundliche Umgebung zu 
schaffen, die es Kindern, Jugendlichen, Eltern und 
Mitarbeitenden ermöglicht zu experimentieren und 
auch Fehler machen zu dürfen und aus ihnen zu 
lernen. Die Prozesse sind demnach fehlertolerant 
zu gestalten. In diesem Zusammenhang wird be-
sonders deutlich, dass Partizipationsmöglichkeiten 
keinen Prozess darstellen, der irgendwann zu einem 
Abschluss kommt. Es handelt sich vielmehr um eine 
anspruchsvolle Daueraufgabe. Es wird zu Diskus-
sionen, Auseinandersetzungen und Konflikten mit 

dem pädagogischen Personal kommen. Beteiligung 
meint nicht, dass die Adressaten machen, was sie 
wollen und dass Fachkräfte sich in ihren fachlichen 
Entscheidungen ausschliesslich an den Wünschen 
der Kinder, Jugendlichen und Eltern orientieren. Die 
Fachkräfte müssen auch bei partizipativen Verfahren 
klare Vorstellungen und fachliche Positionen vertre-
ten. Wichtig ist, dass sie Raum zum Experimentieren 
lassen, nicht direkt intervenieren und bereit sind Ver-
antwortung auch für Prozesse zu übernehmen, die 
nicht mehr nur von ihnen gesteuert werden. Der päd-
agogische Alltag wird für Aushandlungsprozesse ge-
öffnet und die Fachkräfte müssen als Verhandlungs-
partner zur Verfügung stehen: es wird argumentiert, 
kritisiert, ausgehandelt und Kompromisse werden 
getroffen. Aushandlungsprozesse können mühsam, 
konfliktgeladen und zeitintensiv sein. Verglichen mit 
einer permanenten Auseinandersetzung mit offenen 
oder auch unterschwelligen Konflikten, die dadurch 
entstehen, dass keine Beteiligung stattgefunden hat, 
sind Aushandlungsprozesse jedoch ergiebiger.

2.2.3 Ebenen von Beteiligung

Der Anspruch, Kinder, Jugendliche und ihre Eltern an 
der alltäglichen Ausgestaltung der Hilfe zu beteiligen, 
lässt sich nicht mit der Praxis eines anweisungsori-
entierten Teams vereinbaren. Es ist für beteiligungs-
orientierte Fachkräfte nicht dauerhaft auszuhalten, 
dass Haltungen von Mitarbeitenden sowie die Kultur 
der Organisation Beteiligung nicht zulassen. Wird 
trotzdem der Anspruch auf Beteiligung formuliert, 
so wird eine Spannung entstehen zwischen den An-
sprüchen und der Glaubwürdigkeit gegenüber den 
Adressaten. Eine solche Spannung wird auf Dauer 
nicht auszugleichen sein. Beteiligung als Teil des 
pädagogischen Konzeptes kann nur dort entwickelt 
werden, wo eine Kultur der Beteiligung in den Grup-
pen und in der Einrichtung und nach Möglichkeit 

24	 Pluto, L. (2008): Partizipation zwischen Bedenken und positiver  Utopie. 
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einrichtungsübergreifend entsteht. Es handelt sich 
um eine vielschichtige Herausforderung, die auf un-
terschiedlichen Ebenen (Mikroebene, Mesoebene, 
Makroebene) zu verwirklichen ist26:

•	 Die Mikroebene umfasst die Beteiligung der Kin-
der, Jugendlichen und ihrer Familien an den sie 
betreffenden alltäglichen Angelegenheiten. Zur 
Mikroebene gehören auch die Kommunikation 
der Mitarbeitenden untereinander und das Ver-
hältnis zur Leitung. 

•	 Die Mesoebene umfasst alle Aspekte, die unmit-
telbar der Basisebene übergeordnet sind, wie 
Beteiligung der Mitarbeitenden (und der Adres-
saten) an pädagogischen Konzepterstellungen, 
einrichtungsinternen Organisationsabläufen und 
Regeln, Qualitätsentwicklungsprozessen und an 
einrichtungsübergreifenden Gremien (Qualitäts-
zirkel, Sprecherräte, u.a.)

•	 Die Makroebene umfasst letztendlich die Beteili-
gung aller Akteure an gesetzlichen Regelungen, 
Vorschriften und Verfahren, an Qualitätsentwick-
lungsvereinbarungen und an sonstigen Verein-
barungen. Diese Metaebene steckt den äusse-
ren Rahmen für Partizipation ab und kann immer 
wieder Anstösse zur Umsetzung auf den zwei 
anderen Ebenen geben. 

Partizipation, so eine zentrale Schlussfolgerung der 
PartHe-Studie27 (Babic & Legenmayer 2004), lässt 
sich nicht isoliert auf einer institutionellen Ebene 
erfolgreich realisieren. Heimleitungen und Mitar-
beitende müssen selbst über genügend Entschei-
dungsspielräume verfügen und bereit sein, auch 
andere daran teilhaben zu lassen. Es zeigt sich in 
allen untersuchten Einrichtungen der Studie, dass 
ein Zusammenhang besteht zwischen den Partizipa-
tionsmöglichkeiten, die den Mitarbeitenden von ihrer 

Beteiligung alleine ist sicher kein Erfolgsgarant für 
gelingende Erziehungshilfe, jedoch ist sie - nach 
bisherigem empirischem Erkenntnisstand - ein deut-
licher Förderer von Erfolg, dies auch vor dem Hin-
tergrund der Veränderungsprozesse (Pluralisierung, 
Individualisierung) in modernen Gesellschaften.

In den vorangegangenen Abschnitten ist deutlich 
geworden, dass gelingende Partizipation Verbind-
lichkeiten erfordert sowohl in personeller, struk-
tureller, organisatorischer und zeitlicher Hinsicht 
(Ausbildung von fachlichen Haltungen, Schaffung 
von Infrastrukturen, Organisationsabläufen, Verfah-
renswegen, Tagesabläufen, ...). Bei der Entwicklung 
von Beteiligung bedarf es entsprechender Ansätze, 
Methoden und „Räume“, die jungen Menschen und 
ihren Eltern Bedingungen und Möglichkeiten bie-
ten, unter denen sie ihre Bedürfnisse und Interessen 
artikulieren können und die alters-, kultur- und ge-
schlechtsspezifisch zugeschnitten sind. Dabei ha-
ben die Fachkräfte eine Bringschuld; sie müssen die 
BewohnerInnen über ihre Rechte aktiv informieren. 
Das Gestalten einer lebendigen Beteiligungskultur in 
einer Einrichtung verlangt nach mehr als nach dem 
Vorhandensein von Katalogen mit Rechten oder 
Qualitätshandbüchern. Es verlangt auch nach mehr 
als nach „methodischem Handwerkszeug“ (Verfah-
ren, Methoden, Dokumente) und unterschiedlichen 
Partizipationsformen, wenn gleich diese wesentliche 
Bedingungen darstellen. Beteiligung zu realisieren, 
erfordert darüber hinaus vor allem beteiligungsför-
dende Grundhaltungen. Es sind die kleinen Dinge 
im Alltag, die entscheidende Entwicklungen ansto-
ssen und letztendlich ausmachen: fairer Umgang 
miteinander, Neugierde, Wertschätzung, Respekt, 
Toleranz. Strukturen ohne entsprechende Haltungen 
sind tote Gebilde und Haltungen ohne abgesicherte 
Strukturen, in denen sie sich entfalten können, blei-
ben weitgehend wirkungslos. Es gilt folglich sowohl 
Strukturen als auch Haltungen gleichmässig zu ent-
wickeln.

Die Einführung partizipativer Strukturen innerhalb 
einer Einrichtung muss sorgfältig vorbereitet wer-
den, z.B. durch Fortbildungen für Mitarbeitende und 
vor allem durch kritische Auseinandersetzungen mit 
Beteiligungsprozessen innerhalb der Einrichtung. 
Was einer konkreten Einrichtung „zugemutet“ wer-

den kann, ist nur schwer von aussen einzuschätzen. 
Studienergebnisse weisen immer wieder darauf hin, 
die intern vorhandene Expertise bei der Entwicklung 
und Einführung von Partizipationsangeboten zu nut-
zen, d.h. die Ansichten möglichst aller relevanten 
Personengruppen (d.h. Leitungen, Mitarbeitende, 
BewohnerInnen, Eltern, Kooperationspartner). Das 
Beteiligungsverfahren bedeutet eine kommunikative 
Verständigung, in der die Vorstellungen, Bedürfnisse 
und Interessen aller Akteure ermittelt werden. 

Der Partizipation kommt auch unter dem Gesichts-
punkt der Qualitätsentwicklung und –sicherung eine 
ganz besondere Bedeutung zu. Um eine Einrichtung 
wirkungsvoll und nachhaltig zu qualifizieren, emp-
fehlen Fachleute28 jene Menschen am Prozess der 
Qualitätsentwicklung zu beteiligen, die diese Institu-
tion letztendlich ausmachen. Im Ergebnis kann ein 
Qualitätshandbuch entstehen, welches massgeb-
lich für die Einrichtung sein wird und das sich in der 
dialogischen Begegnung (Interviews, Fragebogen, 
Workshops, Sitzungen) zwischen allen Beteiligten 
entwickelt hat und weiterentwickeln wird. Nehmen 
Kinder und Jugendliche, wie auch Bezugspersonen 
und selbstverständlich die Professionellen aktiv an 
der Gestaltung dieser Prozesse teil, werden sie sich 
ihrer Rolle als Akteure bewusster und werden sich 
stärker für die Einhaltung der Qualitätsstandards ein-
setzen. Die Herausforderung liegt darin, solche Be-
teiligungsprozesse zum Standard werden zu lassen. 
Die Chancen für eine konkrete und nachhaltige Um-
setzung der Qualitätsstandards im Betreuungsalltag 
werden erheblich zunehmen. 

Nur wenn die Einrichtung in ihrer Struktur und in der 
inneren Atmosphäre, im Habitus der Mitarbeitenden 
und der Organisation auf demokratisches Miteinan-
der setzt, wird es möglich, dass die Mitarbeitenden 
Beteiligung als Grundvoraussetzung gelingender 
Hilfe begreifen und im Betreuungsalltag auch wirk-
lich umsetzen. Partizipation muss immer wieder neu 
erarbeitet werden und dies geschieht im Alltag, je-
den Tag – durch die dort arbeitenden Fachkräfte im 
Rahmen funktionierender Strukturen.

3. Perspektiven

jeweiligen Heimleitung geboten wird und jenen, die 
die Mitarbeitenden den BewohnerInnen zugestehen. 
Fühlt sich die Belegschaft angemessen in die Ent-
scheidungsprozesse über die Belange der Einrich-
tungen eingebunden, so trifft das für die Kinder und 
Jugendlichen ebenfalls zu. Einrichtungen, denen die 
Umsetzung von Kinder- und Jugendlichenpartizipa-
tion am besten gelingt, verfügen von seiten des Trä-
gers über grosse Handlungsspielräume. Partizipati-
on muss offenbar ein durchgehendes Gestaltungs-
prinzip innerhalb einer Einrichtung sein.
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